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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

Mitte Dezember 2018 reichte Fabian Molina (sp, ZH) eine Motion mit dem Titel
«Aussenpolitische China-Strategie und Stärkung der interdepartementalen
Verwaltungszusammenarbeit» ein. Er verlangte vom Bundesrat die Entwicklung einer
kohärenten aussenpolitischen Strategie für China. Bereits 2007 hatte der Bundesrat in
seinem Aussenpolitischen Bericht die Absicht verfolgt, eine derartige Strategie für
China und ein Memorandum of Understanding zu erarbeiten. Das Memorandum of
Understanding wurde noch im selben Jahr unterzeichnet und hatte zum Ziel, die
bilateralen Beziehungen in allen Dimensionen zu vertiefen. Nationalrat Molina kritisierte
jedoch, dass bis heute keine aussenpolitische Strategie umgesetzt worden sei und die
einzelnen Departemente «weitgehend unkoordiniert» vorgingen. Er befürchtete des
Weiteren, dass die mangelhafte Koordination der Schweiz bei der Durchsetzung von
Schweizer Interessen und Werten gegenüber dem «chinesischen Staatskapitalismus»
hinderlich sei. 
Der Bundesrat bestritt in seiner Stellungnahme vom Februar 2019, dass der vom EDA
koordinierte Austausch der involvierten Bundesstellen aus allen Departementen
unkoordiniert verlaufe. Mit dem Beginn einer «strategisch-innovativen Partnerschaft»
2016 und der potenziellen Beteiligung der Schweiz an der «Belt-and-Road-Initiative»
wachse jedoch grundsätzlich der Bedarf an verstärkter strategischer Koordination. Da
für die nächste Legislaturperiode sowieso eine neue aussenpolitische Strategie
erarbeitet werden solle, beantragte der Bundesrat die Annahme der Motion. 
Der Nationalrat folgte der Empfehlung des Bundesrats und nahm die Motion im März
2019 stillschweigend an. 1

MOTION
DATUM: 22.03.2019
AMANDO AMMANN

Nationalrat Fabian Molina (sp, ZH) kritisierte im November 2019 im Tagesanzeiger die
China-Politik des Bundes und bezeichnete diese als «chaotisch und inkohärent». Das
unkoordinierte Vorgehen von Kantonen, Städten und Departementen führe laut Molina
dazu, dass die Schweiz ihre Interessen und Werte gegenüber China nicht durchsetzen
könne. Der Grund für die harsche Kritik dürften die groben
Menschenrechtsverletzungen an der ethnischen Minderheit der Uiguren im Rahmen der
sogenannten «Berufs- und Ausbildungscamps» gewesen sein, über welche zahlreiche
Schweizer Tageszeitungen zuvor berichtet hatten. Unter anderem äusserte sich Dolkun
Isa, der Präsident des Weltkongresses der Uiguren, im Tagesanzeiger zur Lage in
Xinjiang und warf Xi Jinping vor, die Uiguren auslöschen zu wollen. Und auch die Neue
Zürcher Zeitung äusserte sich chinakritisch und forderte die Schweiz auf, sich gegen
ökonomische und stattdessen für humanitäre Interessen zu entscheiden. 

Unter diesen Vorzeichen reichte Molina im Dezember 2019 eine Motion ein, um die im
Freihandelsabkommen mit China vereinbarten Präferenzbestimmungen zu sistieren,
sollte China die Internierungspolitik gegen die Uiguren nicht beenden und Besuche
durch den UNHC ermöglichen. Die Schweiz dürfe den Bruch von zwingendem
Völkerrecht nicht akzeptieren und müsse diplomatisch, politisch und wirtschaftlich
dagegen protestieren, forderte Molina. Ausserdem habe sich China im Abkommen mit
der Schweiz vertraglich dazu verpflichtet, völkerrechtliche Normen einzuhalten, also
müsse die Schweiz nun entsprechende «Konsequenzen ziehen». In seiner
Stellungnahme zeigte sich der Bundesrat besorgt über die Situation in der Region
Xinjiang, was man sowohl im bilateralen Dialog, wie auch auf multilateraler Ebene
bereits mehrfach zum Ausdruck gebracht habe. Eine Verknüpfung der Empfehlungen
aus dem UN-Menschenrechtsrat mit den Zollkonzessionen des Freihandelsabkommens
sei jedoch nicht zielführend, da das Abkommen nur eine vollständige Kündigung als
Alternative vorsehe. Man werde jedoch versuchen, die in der Schweiz ansässigen
Importeure für die Problematik der Zwangsarbeit innerhalb ihrer Lieferketten zu
sensibilisieren, damit diese ihre Verantwortung gemäss OECD-Leitsätzen und UNO-
Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte wahrnehmen könnten. Aus diesem
Grund biete die Bundesverwaltung seit 2018 Workshops zur Umsetzung
menschenrechtlicher Sorgfaltsprüfungsverfahren an, ausserdem sei ein Runder Tisch
mit Vertretern des SECO, des EDA und verschiedener Unternehmen und Dachverbände
zum Thema der Motion geplant. Aufgrund der bereits eingeleiteten Massnahmen
beantragte der Bundesrat die Ablehnung der Motion. 

MOTION
DATUM: 05.12.2019
AMANDO AMMANN

01.01.65 - 01.01.21 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Im Dezember 2021 wurde die Motion abgeschrieben, da sie nicht innerhalb von zwei
Jahren im Rat behandelt worden war. 2

Die APK-SR hatte sich bereits in der Herbstsession 2019 mit der Motion
«Aussenpolitische China-Strategie und Stärkung der interdepartementalen
Verwaltungszusammenarbeit» von Fabian Molina (sp, ZH) befasst. Mit 7 zu 3 Stimmen
hatte sie die Motion zur Annahme empfohlen, um damit den Druck auf den Bundesrat
aufrechtzuerhalten. 
In der Wintersession gelangte die Motion in den Ständerat. Für Ständerat Germann (svp,
SH) war die Motion bereits erledigt, denn der Bundesrat habe der Kommission die
Aussenpolitische Strategie für die Legislaturperiode 2020-2023 in ihren Grundzügen
bereits vorgestellt. Erfüllte Vorstösse – so Germann – sollten aus ordnungspolitischer
Sicht nicht angenommen werden. Dieser Meinung schloss sich auch Thomas Minder
(parteilos, SH) an und auch Damian Müller (fdp, LU) bezeichnete eine mögliche Annahme
als «parlamentarischen Leerlauf». Letzterer zeigte sich zudem unzufrieden damit, wie
intransparent die China-Strategie der Schweiz gehandhabt werde, und wünschte sich
eine offenere Kommunikation gegenüber der Kommission. Somit bestritt inhaltlich
niemand die Notwendigkeit einer stärkeren Koordinierung im Umgang mit China, doch
aus formellen Gründen schien die Motion obsolet. Christian Levrat (sp, FR), der die
Kommissionsmehrheit vertrat, zeigte sich dennoch irritiert über die vorherrschende
Meinung im Ständerat. Nur durch die Ankündigung einer zukünftigen Strategie sei eine
Motion noch nicht erfüllt, denn eine inhaltliche Diskussion habe noch nicht stattfinden
können. Der anwesende Bundesrat Cassis versuchte die Gemüter ein wenig zu
beruhigen, indem er festhielt, dass die Motion sowieso kaum Einfluss auf das bereits
bestehende Vorhaben einer neuen China-Strategie haben werde. Die inhaltliche
Diskussion solle man danach in den Kommissionen führen. Der Antrag der
Kommissionsminderheit setzte sich schliesslich mit 25 zu 14 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
durch, damit wurde die Motion abgelehnt. 3

MOTION
DATUM: 10.12.2019
AMANDO AMMANN

Im März 2020 reichte FDP-Nationalrat Damien Cottier (fdp, NE) eine Motion mit dem
Titel «Von der Mind-the-Gap-Strategie zur Build-the-Bridge-Strategie wechseln»
ein. Zwar habe der Bundesrat den Status quo, welcher vor den Brexit-Wirren herrschte,
durch den Abschluss neuer Abkommen mit Grossbritannien erhalten können, doch
diese «Mind-the-gap-Strategie» ginge gemäss Cottier nicht weit genug. Schliesslich
habe der Bundesrat in seinem Bericht zur Aussenwirtschaftspolitik 2019 selber die
Möglichkeit «explorativer Gespräche zur Weiterentwicklung der Handelsbeziehungen»
erwähnt. Die Motion beauftragte den Bundesrat daher mit der Erarbeitung einer neuen
Strategie hinsichtlich der Handelsbeziehungen mit dem Vereinigten Königreich.
Gemeinsam mit anderen EFTA-Partnern oder gegebenenfalls alleine solle die Schweiz
ein «Freihandelsabkommen der zweiten Generation» aushandeln, so die Forderung des
Motionärs. Die wirtschaftlichen Beziehungen müssten in Zukunft noch vertieft werden,
um Bereiche wie den Umweltschutz, Investitionserleichterungen, den Schutz des
geistigen Eigentums und technische Handelshemmnisse zu regeln.
In seiner Stellungnahme hielt der Bundesrat fest, dass die Ziele der Motion denjenigen
der «Mind the gap Plus»-Strategie des Bundes entsprächen, wobei auch eine vertiefte
Zusammenarbeit im Polizei- und Justizbereich und den Finanzdienstleistungen
vorgesehen sei. Beide Länder seien an einem modernen und umfassenden
Handelsabkommen interessiert, jedoch hänge dessen Verhandlung vom
Loslösungsprozess zwischen dem Vereinigten Königreich und der EU ab. Aufgrund der
kohärenten Zielformulierung beantragte der Bundesrat die Annahme der Motion.
Der Nationalrat hätte die Motion eigentlich in der Sommersession 2020 behandeln
sollen, jedoch wurde diese von Fabian Molina (sp, ZH) bekämpft und die Ratsdebatte
aus diesem Grund verschoben. 4

MOTION
DATUM: 19.06.2020
AMANDO AMMANN

In der Herbstsession 2020 kam die Motion Cottier (fdp, NE) «Von der Mind-the-Gap-
Strategie zur Build-the-Bridge-Strategie wechseln» im Nationalrat zur Debatte.
Motionär Cottier wiederholte bei dieser Gelegenheit seine Forderung, die bilateralen
Beziehungen zwischen der Schweiz und dem Vereinigten Königreich zu intensivieren.
Welche Form das Abkommen schlussendlich erhalte, sei von den Verhandlungen
zwischen dem Vereinigten Königreich und der EU abhängig. Für Cottier stand diese
Forderung auch im Einklang mit der Legislaturplanung 2019-2023, die eine Vertiefung
der bilateralen Wirtschaftsbeziehungen vorsieht. Fabian Molina (sp, ZH), welcher die
Motion in der Sommersession 2020 bekämpft hatte, sprach sich zwar für die temporäre

MOTION
DATUM: 16.09.2020
AMANDO AMMANN
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Fortführung der Personenfreizügigkeit Schweiz-UK und die Erarbeitung neuer
politischer und wirtschaftlicher Beziehungen aus. Die SP wehre sich jedoch gegen einen
Freihandelsvertrag, der «primär der Bankenindustrie am Zürcher Paradeplatz und der
Londoner City» nütze, so Molina. Die Deregulierung des Finanzplatzes, was nach Ansicht
von Molina das Ziel der Motion sei, würde die europäischen Standards der
Bankenregulierung schwächen und die Beziehung der Schweiz zur EU belasten. Für
Molina sei ein solches Freihandelsabkommen nur im Rahmen der EFTA annehmbar,
daher forderte er die Ablehnung der Motion. Bundesrat Parmelin unterstützte die
Forderungen der Motion hingegen, wies aber darauf hin, dass anstelle eines
umfassenden Freihandelsabkommens auch mehrere sektorale Abkommen denkbar
wären. Der Nationalrat folgte der Empfehlung des Bundesrats und nahm die Motion mit
122 zu 69 Stimmen deutlich an. 5

Aussenwirtschaftspolitik

Au mois de juin 2019, le Conseil national s'est à son tour penché sur le projet d'arrêté
fédéral portant approbation de l'accord de libre-échange actualisé entre les Etats de
l'AELE et la Turquie et de l'accord agricole révisé entre la Suisse et la Turquie. La
chambre basse s'est dans un premier temps montrée favorable à l'entrée en matière
(131 voix pour, 55 contre et 1 abstention), et ce aux dépens de la minorité Molina (ps,
ZH), qui proposait aux conseillères et conseillers nationaux de renvoyer le projet au
Conseil fédéral, afin que l'arrêté fédéral en question ne soit soumis une nouvelle fois à
l'Assemblée fédérale uniquement lorsque le constat d'une amélioration de la situation
des droits de l'homme en Turquie aurait été établi (la minorité s'en réfère alors au
rapport de la Commissaire aux droits de l'homme du Conseil de l'Europe et/ou au
rapport de la Haute-Commissaire des Nations Unies aux Droits de l'homme). Lors du
vote sur l'ensemble, le Conseil national s'est prononcé de manière analogue à la
majorité du Conseil des Etats et de la CPE-CN, en acceptant le projet d'arrêté fédéral
par 129 voix contre 49 et 6 abstentions. 
Les deux chambres ont confirmé l'adoption de la version définitive du texte à l'occasion
du vote final du 21 juin 2019. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.06.2019
AUDREY BOVEY
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